
AKTENSTÜCKE DER 26. LANDESSYNODE                  NR. 84 A 

 

 

S c h r e i b e n 

des Landeskirchenamtes 

betr. Entwurf eines Kirchengesetzes über das ehrenamtliche Engagement in der Evange-

lisch-lutherischen Landeskirche Hannovers (Ehrenamtsgesetz – EAG) 

 

 

 

Hannover, 1. November 2024 

 

 

Anliegend übersenden wir den Entwurf eines Kirchengesetzes über das ehrenamtliche      

Engagement in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers (Ehrenamtsgesetz – 

EAG) mit Begründung. 

 

 

Das Landeskirchenamt  
Dr. Lehmann 

 

 

Anlagen 

 



AKTENSTÜCK NR. 84 A  SEITE 2 

Entwurf 

Kirchengesetz über das ehrenamtliche Engagement  

in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers  

(Ehrenamtsgesetz – EAG) 

Vom 

 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

 

Abschnitt 1: Grundlegende Bestimmungen     §§ 1–3 

§ 1: Ziele des Gesetzes 

§ 2: Grundlagen des ehrenamtlichen Engagements 

§ 3: Anwendungsbereich, Begriffsbestimmung 

 

Abschnitt 2: Beginn und Beendigung des Engagements             §§ 4–7 

§ 4: Inhalt des Engagements 

§ 5: Ausschluss eines Engagements 

§ 6: Beginn des Engagements 

§ 7: Beendigung des Engagements 

 

Abschnitt 3: Allgemeine Rechte ehrenamtlich Mitarbeitender  §§ 8–12 

§ 8: Schutz und Förderung 

§ 9: Information, Beteiligung und gegenseitige Beratung 

§ 10: Versicherungsschutz, Rechtsberatung 

§ 11: Auslagenersatz, Aufwandsentschädigung 

§ 12: Vergünstigungen für ehrenamtliches Engagement 

 

Abschnitt 4: Allgemeine Pflichten ehrenamtlich Mitarbeitender  §§ 13–15 

§ 13: Verschwiegenheitspflicht 

§ 14: Schutz vor sexualisierter Gewalt 

§ 15: Haftung 

 

Abschnitt 5: Begleitung des Dienstes      §§ 16–18 

§ 16: Allgemeine Begleitung 

§ 17: Fortbildung, Supervision, Coaching 

§ 18: Beauftragte des Kirchenkreises für ehrenamtliches Engagement 

 

Abschnitt 6: Schlussbestimmung      § 19 

§ 19: Inkrafttreten      
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Abschnitt 1: Grundlegende Bestimmungen 

 

§ 1 

Ziele des Gesetzes 

(1) 1Dass Menschen sich in unserer Kirche ehrenamtlich engagieren, gehört unverzichtbar 

zu den prägenden Merkmalen kirchlicher Arbeit. 2Das ehrenamtliche Engagement wird un-
sere Kirche zukünftig noch stärker prägen. 3Menschen im ehrenamtlichen Engagement 
werden stärker als bisher und ganz grundlegend an der Gestaltung unserer Kirche in all 
ihren Formen mitwirken.  

(2) 1In Vielfalt entwickelt sich das ehrenamtliche Engagement zunehmend hin zu stärker 

selbstbestimmten, befristeten Formen. 2Parallel dazu besitzt das ehrenamtliche Engage-
ment in klassischen Kernbereichen pastoraler Aufgaben (Verkündigung, Seelsorge, Konfir-
mandenarbeit) schon jetzt eine hohe Bedeutung und wird künftig noch mehr Bedeutung 
gewinnen. 3Eine bleibend hohe Bedeutung kommt der Ehrenamtlichkeit in den Leitungsor-

ganen der Kirche und anderen Gremien zu. 

(3) 1Vor diesem Hintergrund soll dieses Gesetz attraktive Rahmenbedingungen für das sich 
verändernde ehrenamtliche Engagement in einer sich verändernden Kirche ermöglichen 
und sie in dem erforderlichen Umfang rechtlich und organisatorisch absichern. 2Es soll die 

Vielfalt der Formen des ehrenamtlichen Engagements unterstützen und fördern. 

 

§ 2 

Grundlagen des ehrenamtlichen Engagements 

(1) 1Durch die Taufe sind alle Mitglieder der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Han-
novers zu Zeugnis und Dienst berufen. 2Gleichzeitig sind alle Menschen eingeladen, das 

Evangelium zu hören, das kirchliche Leben mitzugestalten und christliche Gemeinschaft zu 
erfahren. 

(2) 1Ausgehend von diesen Grundlagen beteiligen sich am ehrenamtlichen Engagement in 

der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers unabhängig von ihrer Kirchenmit-
gliedschaft Menschen, die bereit sind, an der Erfüllung des Auftrags der Kirche mitzuwir-
ken, das Evangelium in Wort und Tat zu bezeugen. 2In den gesetzlich besonders geregelten 

Fällen setzt das Engagement die Mitgliedschaft in der Landeskirche, in einer anderen 
Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland oder in einer anderen christlichen Kir-
che voraus. 

(3) 1Ehrenamtliches und berufliches Engagement sind in einer Dienstgemeinschaft aufei-
nander bezogen. 2Beide dienen gleichwertig dem Auftrag der Kirche. 3Im Rahmen dieser 
Dienstgemeinschaft nehmen ehrenamtlich und beruflich Mitarbeitende ihr Engagement mit 

der erforderlichen gegenseitigen Achtung wahr. 4Sie sind insbesondere verpflichtet, alles 
zu unterlassen, was den Dienst anderer ehrenamtlich oder beruflich Mitarbeitender er-
schweren kann. 

(4) 1Das ehrenamtliche Engagement in der Landeskirche ist eine Form des zivilgesellschaft-

lichen Engagements im demokratischen Gemeinwesen. 2Auf dieser Grundlage arbeiten die 
kirchlichen Körperschaften in der Landeskirche mit anderen zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen sowie staatlichen und kommunalen Einrichtungen zusammen.  
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§ 3 

Anwendungsbereich, Begriffsbestimmung 

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für alle Formen des ehrenamtlichen Engagements in der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers, soweit nicht besondere Rechtsvor-
schriften für einzelne Formen des ehrenamtlichen Engagements inhaltsgleiche oder entge-

genstehende Bestimmungen enthalten.  

(2) 1Ehrenamtliches Engagement im Sinne dieses Kirchengesetzes ist jede freiwillig er-

brachte, nicht auf ein Entgelt ausgerichtete Tätigkeit im Auftrag einer kirchlichen Körper-

schaft, die Teil der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers ist. 2Zahlungen nach 
§ 11 stehen der Ehrenamtlichkeit nicht entgegen. 3Das ehrenamtliche Engagement kann 
auf längere Dauer, befristet oder kurzfristig angelegt sein.  

(3) Auf der Grundlage einer gesonderten Vereinbarung kann dieses Kirchengesetz auch in 

nicht rechtlich verfassten Formen kirchlichen Lebens im Sinne von Artikel 3 Absatz 3 der 
Kirchenverfassung Anwendung finden.  

 

Abschnitt 2: Beginn und Beendigung des Engagements 

 

§ 4 

Inhalt des Engagements 

(1) Vor dem Beginn eines ehrenamtlichen Engagements soll im Gespräch mit der zu be-
auftragenden Person geklärt werden, welche Aufgaben, Rechte, Pflichten und Zuständig-
keiten mit dem Engagement verbunden sind, welchen zeitlichen Umfang es erfordert und 
auf welche Dauer es angelegt ist. 

(2) Durch Rechtsvorschriften können Anforderungen an die fachliche Qualifikation oder 
andere persönliche Anforderungen an eine Person festgelegt werden, die mit einem ehren-
amtlichen Engagement beauftragt werden soll.  

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 beschriebenen Anforderungen können je nach Bedarf 
schriftlich festgehalten werden. 

(4) Ehrenamtlich Mitarbeitende können einen Ausweis zum Nachweis ihrer Beauftragung 
erhalten. 

 

§ 5 

Ausschluss einer Beauftragung 

(1) 1Wer wegen einer Straftat, die nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zum Aus-
schluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt, rechtskräftig verurteilt worden 
ist, darf sich am ehrenamtlichen Engagement nur beteiligen, wenn ein durch die Tätigkeit 
bedingter Kontakt zu Minderjährigen oder zu Volljährigen in Abhängigkeitsverhältnissen 

auszuschließen ist. 2Über die Einleitung eines Strafverfahrens, das die Eignung für ein eh-
renamtliches Engagement in Frage stellen kann, ist Auskunft zu erteilen. 

(2) 1Wenn Art, Intensität und Dauer des Kontakts mit Kindern und Jugendlichen oder Voll-

jährigen in Obhutsverhältnissen es notwendig machen, sind ehrenamtlich Mitarbeitende, 
die in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen oder mit Volljährigen in Obhutsverhältnissen 
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tätig sein sollen, verpflichtet, vor der Aufnahme dieser Tätigkeit ein erweitertes Führungs-
zeugnis nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) vorzulegen. 2Sie dürfen 
diese Tätigkeit nur aufnehmen, wenn das Zeugnis keine Eintragung wegen einer Straftat 

nach Absatz 1 enthält. 

(3) 1Wenn nach Absatz 2 keine Verpflichtung zur Vorlage eines erweiterten Führungszeug-

nisses besteht, ist vor der Aufnahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit mit Kindern und Ju-
gendlichen oder mit Volljährigen in Obhutsverhältnissen eine Selbstverpflichtungserklä-
rung oder ein Teamvertrag zum Schutz vor sexualisierter Gewalt zu unterzeichnen. 2Die 
Selbstverpflichtungserklärung oder der Teamvertrag muss die Versicherung enthalten, 
dass keine Verurteilung wegen einer Straftat nach Absatz 1 vorliegt und dass kein Straf-

verfahren eingeleitet wurde, das die Eignung für ein ehrenamtliches Engagement in Frage 
stellen kann.   

(4) Wer in öffentlichen Äußerungen Auffassungen vertritt, die im Widerspruch zum Auftrag 

der Kirche oder zu den Grundsätzen ihrer Ordnung stehen, wie sie in der Verfassung der 
Landeskirche beschrieben werden, oder wer aktiv eine Vereinigung unterstützt, die derar-
tige Ziele verfolgt, darf nicht mit einem ehrenamtlichen Engagement beauftragt werden.  

 

§ 6 

Beginn des Engagements 

(1) 1Das ehrenamtliche Engagement beginnt mit der Beauftragung durch das zuständige 

Leitungsorgan der beauftragenden kirchlichen Körperschaft oder eine das Leitungsorgan 
vertretende Person. 2Insbesondere bei kurzfristigen Formen des Engagements kann die 

Beauftragung auch durch schlüssiges Handeln zustande kommen. 

(2) Ehrenamtlich Mitarbeitende, deren Engagement auf längere Dauer angelegt ist, sollen 

zu Beginn ihres Dienstes in einem gottesdienstlichen Rahmen oder auf andere geeignete 

Weise eingeführt werden. 

 

§ 7 

Beendigung des Engagements 

(1) Ein ehrenamtliches Engagement endet 

1. mit der Beendigung eines kurzfristigen Engagements, 

2. durch ein schlüssiges Verhalten, das als Beendigung eines ehrenamtlichen Engagements 

zu verstehen ist, 

3. durch den Ablauf einer vereinbarten Befristung, 

4. durch eine Erklärung der ehrenamtlich mitarbeitenden Person gegenüber dem zustän-
digen Leitungsorgan der beauftragenden kirchlichen Körperschaft oder einer das Leitungs-
organ vertretenden Person oder 

5. durch eine Mitteilung des zuständigen Leitungsorgans der beauftragenden kirchlichen 
Körperschaft an eine ehrenamtlich mitarbeitende Person. 

 

(2) Die beauftragende kirchliche Körperschaft kann eine ehrenamtlich mitarbeitende Per-
son auch gegen ihren Willen entlassen,  
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1. wenn ein Grund vorliegt, der nach § 5 zum Ausschluss einer Beauftragung führen würde, 
oder 

2. wenn sie gegen eine ihrer Pflichten verstößt, die sich aus § 2 Absatz 3 Satz 4, §§ 13 
und 14 oder anderen gesetzlichen Bestimmungen ergibt. 

(3) Ehrenamtlich Mitarbeitende, die nach § 6 Absatz 2 in einem gottesdienstlichen Rahmen 

oder auf andere geeignete Weise eingeführt werden sollen, sollen nach der Beendigung 
ihres Engagements in ähnlicher Weise verabschiedet und entpflichtet werden.  

(4) Ehrenamtlich Mitarbeitende haben Anspruch auf eine Bescheinigung über Art, Dauer 

und Umfang ihres Engagements.  

 

Abschnitt 3: Allgemeine Rechte ehrenamtlich Mitarbeitender 

 

§ 8 

Schutz und Förderung 

1Die Landeskirche und alle anderen kirchlichen Körperschaften schützen und fördern eh-

renamtlich Mitarbeitende in ihrem Engagement. 2Ehrenamtlich Mitarbeitende sind gegen 
missbräuchliche Behinderungen ihres Engagements und gegen ungerechtfertigte Angriffe 
auf ihre Person in Schutz zu nehmen, insbesondere auch gegen politisch motivierte Angriffe 
und gegen sexualisierte Gewalt. 

 
§ 9 

Information, Beteiligung und gegenseitige Beratung 

(1) 1Ehrenamtlich Mitarbeitende haben Anspruch auf die für ihr Engagement erforderlichen 

Informationen und Unterlagen und auf freien Zugang zu den für ihr Engagement notwen-

digen Räumen und Arbeitsmitteln. 2Sie sind entsprechend der Eigenart ihres Engagements 
an den sie oder ihren Aufgabenbereich betreffenden Entscheidungen zu beteiligen.  

(2) Die beauftragende kirchliche Körperschaft sorgt für regelmäßige Treffen der ehrenamt-

lich Mitarbeitenden, die dem Austausch, der gegenseitigen Beratung und der Wahrneh-
mung von Beteiligungsmöglichkeiten dienen. 

 

§ 10 

Versicherungsschutz, Rechtsberatung 

(1) Ehrenamtlich Mitarbeitende haben Anspruch auf Versicherungsschutz im Rahmen der 

gesetzlichen Bestimmungen und der für den Bereich der Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche Hannovers abgeschlossenen Sammelversicherungsverträge. 

(2) 1Sie haben Anspruch auf Rechtsberatung, wenn ihnen im Zusammenhang mit der 

Wahrnehmung ihres Engagements rechtliche Nachteile drohen. 2Die Kosten der Rechtsbe-
ratung trägt die beauftragende kirchliche Körperschaft. 3Der Anspruch entfällt bei vorsätz-
lichem oder grob fahrlässigem Handeln.  
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§ 11 

Auslagenersatz, Aufwandsentschädigung 

(1) Ehrenamtlich Mitarbeitende haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen, die im Zusam-
menhang mit ihrem Auftrag stehen. 

(2) Sie können für ihre Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung erhalten, wenn es sich bei 
ihrer Tätigkeit nach den Gesamtumständen des Einzelfalls um eine selbständige Tätigkeit 

handelt und soweit die Aufwandsentschädigung nach den Bestimmungen des staatlichen 
Steuerrechts steuerfrei ist. 

(3) Soweit die Landeskirche keine allgemeinen Regelungen trifft, regeln die Kirchenkreise 
das Nähere in ihren Finanzsatzungen. 
 

(4) Die Leitungsorgane der kirchlichen Körperschaften können Regelungen über Entschä-
digungen für den Verdienstausfall und für Vertretungskosten ihrer ehrenamtlich tätigen 
Mitglieder treffen. 

 

§ 12 
Vergünstigungen für ehrenamtliches Engagement 

(1) Ehrenamtlich Mitarbeitende können im Rahmen der jeweils geltenden kommunalen 
Regelungen eine Ehrenamtskarte oder andere Vergünstigungen für ehrenamtliches Enga-
gement in Anspruch nehmen. 

(2) Die kirchlichen Körperschaften sollen die Voraussetzungen schaffen, die erforderlich 

sind, damit ehrenamtlich Mitarbeitende eine Vergünstigung nach Absatz 1 in Anspruch 
nehmen können.   
 
 

Abschnitt 4: Allgemeine Pflichten ehrenamtlich Mitarbeitender 

 
§ 13 

Verschwiegenheitspflicht 

(1) 1Ehrenamtlich Mitarbeitende haben über alle Angelegenheiten, die ihnen bei der Wahr-
nehmung ihres Engagements bekannt geworden sind und die ihrer Natur nach oder infolge 

besonderer Anordnungen vertraulich sind, Verschwiegenheit zu wahren. 2Das gilt auch 
dann, wenn ihr ehrenamtliches Engagement beendet ist. 3Sie sind über die Verschwiegen-
heitspflicht zu Beginn ihres Engagements angemessen zu informieren.   

(2) 1Absatz 1 gilt nicht, soweit gegenüber dem Landeskirchenamt ein durch Tatsachen 
begründeter Verdacht mitgeteilt wird, dass beruflich oder ehrenamtlich Mitarbeitende 

1. für ihr Engagement oder für das Unterlassen einer Handlung im Rahmen ihres En-
gagements einen Vorteil für sich oder einen Dritten gefordert, sich versprechen las-
sen oder angenommen haben, ohne vorher oder unverzüglich nach Empfang die 

Genehmigung der zuständigen Stelle eingeholt zu haben, 

2. eine Vorteilsgewährung oder Bestechung im Sinne des Strafgesetzbuches begangen 

haben oder 

3. sexualisierte Gewalt ausgeübt oder eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung im Sinne des Strafgesetzbuchs begangen haben. 

2Dasselbe gilt im Falle eines Versuchs. 
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(3) Die besonderen Regelungen für ehrenamtlich Mitarbeitende, die einen bestimmten 
Seelsorgeauftrag nach den Regelungen des Seelsorgegeheimnisgesetzes der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland erhalten haben, bleiben unberührt.   

 

§ 14 

Schutz vor sexualisierter Gewalt 

(1) 1Ehrenamtlich Mitarbeitende haben bei ihrem Engagement das Nähe- und Distanzemp-
finden des Gegenübers zu achten (Abstandsgebot). 2Sexuelle Kontakte zu Personen, die 

zu ihnen in einem Obhutsverhältnis, in einer Seelsorgebeziehung oder in einer vergleich-
baren Vertrauensbeziehung stehen, sind ihnen untersagt. 3Macht- und Abhängigkeitsver-
hältnisse dürfen ehrenamtlich Mitarbeitende nicht zur Befriedigung eigener Interessen und 
Bedürfnisse, für sexuelle Kontakte oder andere grenzüberschreitende Verhaltensweisen 
missbrauchen (Abstinenzgebot). 

(2) 1Ehrenamtlich Mitarbeitende sind verpflichtet, zureichende tatsächliche Anhaltspunkte 
für den Verdacht sexualisierter Gewalt oder einer Verletzung des Abstinenz- und Abstands-
gebotes nach Absatz 1 durch ehrenamtlich oder beruflich in der Kirche Mitarbeitende un-
verzüglich einer vom Landeskirchenamt bestimmten Stelle mitzuteilen. 2Sie sind berechtigt 
und verpflichtet, sich zur Einschätzung eines unklaren Vorfalls durch eine vom Landeskir-

chenamt bestimmte Stelle beraten zu lassen. 

(3) Ehrenamtlich Mitarbeitende, die nach § 5 Absatz 2 oder anderen gesetzlichen Bestim-
mungen vor der Aufnahme ihrer Tätigkeit ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30a des 
Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) vorlegen müssen, sind verpflichtet, spätestens fünf 

Jahre nach der letzten Vorlage erneut ein erweitertes Führungszeugnis vorzulegen. 

(4) 1Ehrenamtlich Mitarbeitende sind im Rahmen der jeweils geltenden Bestimmungen ver-
pflichtet, an Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen, in denen die nach den landes-
kirchlichen Standards erforderlichen Kenntnisse und Befähigungen zur Prävention gegen-
über sexualisierter Gewalt vermittelt werden. 2Sie haben dem zuständigen Leitungsorgan 

einen Nachweis über die Teilnahme vorzulegen.  

 

§ 15 

Haftung  

1Ehrenamtlich Mitarbeitende, die ihre Pflichten verletzen, sind der beauftragenden kirchli-
chen Körperschaft zum Ersatz eines daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 2Die Haf-
tung ist auf vorsätzliches oder grob fahrlässiges Handeln beschränkt. 3Wenn der Schaden 

durch eine Versicherung zugunsten der beauftragenden kirchlichen Körperschaft abgedeckt 
wird, beschränkt sich die Haftung auf eine von der Versicherung geforderte Selbstbeteili-
gung.  

 

Abschnitt 5: Begleitung des ehrenamtlichen Engagements 

 

§ 16 

Allgemeine Begleitung 

(1) 1Ehrenamtlich Mitarbeitende werden in dem erforderlichen Umfang fachlich, persönlich 
und geistlich begleitet. 2Die kirchliche Körperschaft, für die sie tätig sind, sorgt für ihre 

Einarbeitung sowie für die erforderliche Beratung und Unterstützung. 3Von ehrenamtlich 
Mitarbeitenden wird erwartet, dass sie bereit sind, diese Begleitung anzunehmen. 
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(2) 1Ehrenamtlich Mitarbeitenden werden regelmäßige Reflexionsgespräche angeboten. 
2Mit ihnen werden Jahresgespräche geführt, soweit diese in der Konzeption für ihren Ar-
beitsbereich vorgesehen sind. 

 

§ 17 

Fortbildung, Supervision, Coaching 

(1) Ehrenamtlich Mitarbeitende sind berechtigt und verpflichtet, sich in dem für ihr Enga-

gement erforderlichen Umfang fortzubilden und Supervision oder Coaching in Anspruch zu 
nehmen. 

(2) Die beauftragende Körperschaft ist verpflichtet,  
1. die von ihr beauftragten ehrenamtlich Mitarbeitenden auf entsprechende Angebote der 
landeskirchlichen Einrichtungen und Fachdienste hinzuweisen,  

2. sich an den Kosten für freiwillige Fortbildungen, Supervision und Coaching angemessen 
zu beteiligen, 
3. die Kosten für verpflichtende Fortbildungen, Supervision und Coaching vollständig zu 
tragen. 

(3) Die Landeskirche und die Kirchenkreise treffen nähere Regelungen. 

 

§ 18 

Beauftragte des Kirchenkreises für ehrenamtliches Engagement 

Die Kirchenkreise bestellen beruflich oder ehrenamtlich tätige Beauftragte, die dazu bei-
tragen, ein Netzwerk zur Beratung der ehrenamtlich Mitarbeitenden und der kirchlichen 

Körperschaften im Kirchenkreis aufzubauen und eine Kultur der Zusammenarbeit zu ent-
wickeln, die die Attraktivität des ehrenamtlichen Engagements im Kirchenkreis erhöht.  

  

Abschnitt 6: Schlussbestimmung 

 

§ 19 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

 

Hannover, den 

 

Der Landesbischof 

der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers 

Meister 
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Begründung 

I. Allgemeines 

1. Anlass und Ziele des Gesetzentwurfs 

Ehrenamtliches Engagement verdient einen attraktiven Rahmen, der Klarheit über Bedin-

gungen, Art und Umfang des Engagements fördert und darüber hinaus auf transparente 

Kommunikation und eine partizipative, wertschätzende Kultur sowie das Prinzip der Gleich-

rangigkeit von beruflicher und ehrenamtlicher Mitarbeit setzt. Um das besser als bisher zu 

ermöglichen, enthält der vorliegende Gesetzentwurf erstmals eine Zusammenfassung der 

rechtlichen Grundlagen für die ehrenamtliche Mitarbeit in der Landeskirche. Bislang waren 

die erforderlichen Regelungen – anders als in den meisten anderen Landeskirchen – in die 

Kirchengemeindeordnung (§ 24a) und in die Kirchenkreisordnung (§ 45 der bis zum 31. 

Dezember 2022 geltenden Kirchenkreisordnung, der bis zum Inkrafttreten neuer Regelun-

gen fortgilt) integriert. 

Der Gesetzentwurf soll Räume für künftige Entwicklungen öffnen und nicht zu viel regulie-

ren. Im Stellungnahmeverfahren hat sich gezeigt, wie schwierig es ist, diese unterschied-

lichen Ziele angesichts der Vielfalt von Formen ehrenamtlichen Engagements und unter-

schiedlicher Erfahrungen und Erwartungen miteinander in Einklang zu bringen. Wünschen 

nach allgemeineren Formulierungen bis hin zum Verzicht auf das gesamte Gesetz stand 

das Anliegen gegenüber, etliche Sachverhalte detailgenauer als vorgesehen zu regeln.     

Bei der Formulierung des endgültigen Gesetzentwurfs galt es daher, die bisherigen Abwä-

gungen in jedem Einzelfall erneut zu überprüfen und ggf. neu zu justieren.    

Unsere Kirche hat einen Öffentlichkeitsauftrag, der über den kirchlichen Binnenraum hin-

ausgeht. Darum wird es immer wichtiger, das ehrenamtliche Engagement in der Kirche in 

Beziehung zum allgemeinen Kontext zivilgesellschaftlichen Engagements zu setzen, die 

Rahmenbedingungen des ehrenamtlichen Engagements in der Kirche an den gesellschaft-

lich üblichen Standards auszurichten und die Zusammenarbeit mit anderen zivilgesell-

schaftlichen Organisationen zu suchen. Abweichend von der bisherigen Begriffsbildung 

spricht der Gesetzentwurf daher generell nicht mehr von einem ehrenamtlichen Dienst, 

sondern vom ehrenamtlichen Engagement in der Kirche. Diese Veränderung wurde im Stel-

lungnahmeverfahren teilweise kritisch gesehen, teilweise aber auch begrüßt. Im Blick auf 

die künftig zu erwartende Entwicklung hin zu einer Kirche, die sich stärker als bisher als 

Kirche im Sozialraum versteht, soll die veränderte Begriffsbildung aber beibehalten wer-

den.  
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2. Entstehung des Gesetzentwurfs 

Aufbauend auf Vorarbeiten der 25. Landessynode hat eine Arbeitsgruppe, der unter Feder-

führung der Landespastorin für Ehrenamtliche ehrenamtlich und beruflich Mitarbeitende 

aus der Landessynode und aus dem Referat für Kirchenentwicklung und Visitation sowie 

der Rechtsabteilung des Landeskirchenamtes angehörten, entsprechend den landeskirch-

lichen Grundsätzen für die Gestaltung von Beteiligungsverfahren vom 28. November 2019 

(Kirchl. Amtsbl. 2020, S. 56) seit Februar 2021 einen ersten Gesetzentwurf von einer Ar-

beitsgruppe erarbeitet.  

In der Arbeitsgruppe bestand Einvernehmen, dass die wesentlichen Aussagen der 12 Stan-

dards für das Ehrenamt vor dem Hintergrund der Zielsetzung des Gesetzentwurfs eine 

wichtige Grundlage für ein künftiges Ehrenamtsgesetz bilden sollen. Gleichzeitig war aber 

auch zu berücksichtigen, dass die 12 Standards für das Ehrenamt vor allem die stärker 

verbindlichen Formen ehrenamtlicher Mitarbeit im Blick haben und auf klare Aufgabenbe-

schreibungen und geregelte Rahmenbedingungen abzielen. Manche Formen des ehrenamt-

lichen Engagements, wie sie sich seit der erstmaligen Herausgabe der 12 Standards für 

das Ehrenamt im Jahr 2013 entwickelt haben, machen andere Regelungen erforderlich. 

Daher war darauf zu achten, dass eine Orientierung an den 12 Standards für das Ehrenamt 

nicht zu einer Überregulierung führt. 

Die wichtigsten Arbeitsschritte der Arbeitsgruppe sind in dem Bericht des Ausschusses für 

kirchliche Mitarbeit betr. Vorbereitung eines Ehrenamtsgesetzes vom 1. November 2023 

(Aktenstück Nr. 84) zusammenfassend beschrieben. In der Schlussphase der Beratungen 

waren in den Gesetzentwurf noch Regelungen aufzunehmen, die auf die Beschlüsse der 

Landessynode zur Prävention gegenüber sexualisierter Gewalt während der Tagung im Juni 

2024 zurückgehen.  

Wesentliche Meilensteine auf dem Weg zu dem ersten Gesetzentwurf waren zwei Fachta-

gungen, an denen vorrangig ehrenamtlich Mitarbeitende aus unterschiedlichen Arbeitsbe-

reichen beteiligt waren: 

− die Tagung „Freiwilliges und berufliches Engagement in der Kirche von morgen“ vom 

08. - 09. Juli 2022 in der Evangelischen Akademie Loccum, die mit 60 Teilnehmenden 

die wachsende Bedeutung des Ehrenamtes in der Kirche von morgen näher unter-      

suchen und Herausforderungen identifizieren sollte, die sich aus dieser Situation erge-

ben, und 

− der Fachtag Ehrenamt am 22. September 2023 im Stephansstift Hannover, der die 

bisherigen Überlegungen der Arbeitsgruppe nicht nur mit den Positionen kirchlicher 

Vertreter*innen aus verschiedenen Arbeitsbereichen, sondern auch mit den Erfah-    
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rungen von Vertreter*innen aus verschiedenen Bereichen des zivilgesellschaftlichen 

Engagements außerhalb unserer Kirche abgleichen sollte.  

3. Stellungnahmeverfahren 

Eine erste Fassung des Gesetzentwurfs war vom 23. Juli bis zum 30. September 2024 

Gegenstand eines öffentlichen Stellungnahmeverfahrens nach den bereits erwähnten lan-

deskirchlichen Grundsätzen für die Gestaltung von Beteiligungsverfahren. Mit der Mittei-

lung G 8/2024 hatte das Landeskirchenamt alle Kirchengemeinden und Kirchenkreise im 

Juli 2024 auf das Stellungnahmeverfahren hingewiesen. Insgesamt gingen über die für das 

Stellungnahmeverfahren freigeschaltete Internet-Seite 327 Einzelstellungnahmen ein, die 

von 53 namentlich genannten Personen stammen. Hinzu kommen 50 anonyme Einzelstel-

lungnahmen und institutionelle Stellungnahmen von einer Kirchengemeinde sowie vom Ju-

gendpolitischen Ausschuss der Landesjugendkammer und von der Evangelischen Jugend 

Stade. Weitere institutionelle Stellungnahmen wurden vom Fachausschuss der Kirchenäm-

ter, von der landeskirchlichen Fachstelle Sexualisierte Gewalt, vom Gesamtausschuss der 

Mitarbeitervertretungen und vom Diakonischen Werk evangelischer Kirchen in Niedersach-

sen vorgelegt. 

Die Stellungnahmen konzentrierten sich vor allem auf die einzelnen Bestimmungen des 

Gesetzentwurfs. Allgemeine Themen waren neben den bereits erwähnten Fragen der Ab-

wägung zwischen Allgemeinheit und Detailgenauigkeit von Regelungen und den Verände-

rungen in der Terminologie des Gesetzes („ehrenamtliches Engagement“ statt „ehrenamt-

licher Dienst“) vor allem Stellungnahmen, die bei aller als hilfreich angesehenen Orientie-

rung an Regelungen für beruflich Mitarbeitende die Notwendigkeit betonten, ehrenamt-

liches und berufliches Engagement auch weiterhin deutlich voneinander abzugrenzen.    

  II. Im Einzelnen 

zu § 1: 

§ 1 wurde auf Grund des Stellungnahmeverfahrens in den Gesetzentwurf eingefügt. Die 

drei neuen Absätze nehmen Anfragen aus dem Stellungnahmeverfahren auf, in denen der 

Wunsch geäußert wurde, dem Gesetz eine Präambel voranzustellen, um auf diese Weise 

die prägende Bedeutung des ehrenamtlichen Engagements für die kirchliche Arbeit und 

seine Vielfalt zu würdigen und um den Zweck des Gesetzes besser erkennbar zu machen. 

Entsprechend der bisherigen landeskirchlichen Rechtsetzungspraxis, in der eine Präambel 

allein der Kirchenverfassung vorbehalten ist, wird zwar weiterhin auf eine Präambel ver-

zichtet. Der neu formulierte § 1 würdigt in den ersten beiden Absätzen aber die prägende 

Bedeutung des ehrenamtlichen Engagements für die kirchliche Arbeit und seine Vielfalt. 
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Absatz 3 benennt vor diesem Hintergrund das Ziel des Gesetzes, attraktive Rahmenbedin-

gungen für das sich verändernde ehrenamtliche Engagement in einer sich verändernden 

Kirche zu ermöglichen, diese Rahmenbedingungen in dem erforderlichen Umfang rechtlich 

und organisatorisch abzusichern und die Vielfalt der Formen des ehrenamtlichen Engage-

ments zu unterstützen und zu fördern. Insbesondere diese Aussagen in Absatz 3 besitzen 

Regelungscharakter. Denn sie enthalten eine Zielvorgabe, die bei der Auslegung der Best-

immungen des Gesetzes mit zu berücksichtigen ist.            

 

zu § 2: 

§ 2 beschreibt – teilweise in bewusster Anknüpfung an den Wortlaut der Kirchenverfassung 

– die Grundlagen des ehrenamtlichen Engagements: 

− die Berufung aller Getauften zum allgemeinen Priestertum (Absatz 1 Satz 1; vgl. Artikel 

11 Absatz 1 KVerf), 

− die Einladung an alle Menschen, das kirchliche Leben mitzugestalten (Absatz 1 Satz 2; 

vgl. Artikel 10 KVerf), 

− die Kennzeichnung des ehrenamtlichen Engagements als Mitwirkung an der Erfüllung 

des Auftrags der Kirche, das Evangelium in Wort und Tat zu bezeugen (Absatz 2 Satz 

1), 

− die Gleichwertigkeit von ehrenamtlichem Engagement und beruflichem Dienst (Absatz 

3; vgl. Artikel 11 Absatz 2 Satz 3 KVerf), 

− das ehrenamtliche Engagement in der Landeskirche als eine Form des zivilgesellschaft-

lichen Engagements insgesamt (Absatz 4). 

Die Stellungnahmen zu § 2 (ursprünglich § 1) zielten in verschiedene Richtungen. Zum 

einen wurde die Einladung zur Teilnahme am kirchlichen Leben (Absatz 1) als eine zu pas-

sive Beschreibung der Rolle ehrenamtlich Mitarbeitender angesehen. Daher wurden die 

Absätze 1 und 2 deutlicher im Sinne einer aktiven Rolle der ehrenamtlich Mitarbeitenden 

(„mitgestalten“, „mitwirken“) formuliert. Das entspricht auch dem Verständnis von Artikel 

10 der Kirchenverfassung, auf den sich die Absätze 1 und 2 von § 1 beziehen.  

Zum anderen wurde im Stellungnahmeverfahren die Frage aufgeworfen, ob die ursprüng-

liche Formulierung von Absatz 2 ausreichend berücksichtigt, dass es Menschen gibt, die 

sich zwar bewusst für ein kirchliches Engagement entscheiden, dieses Engagement aber 

nicht unmittelbar als Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat verstehen. Daher 

wurde für Absatz 2 eine Formulierung gewählt, die einerseits die Verkündigung des Evan-

geliums in Wort und Tat als Aufgabe der Kirche beschreibt, die aber andererseits das        
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ehrenamtliche Engagement in neutralerer Form als Mitwirkung an der Erfüllung des Auf-

trags der Kirche definiert.  

Aus zahlreichen Stellungnahmen wurde erkennbar, dass bei vielen Beteiligten Unklarheit 

über den Zusammenhang zwischen dem ehrenamtlichen Engagement und der Kirchenmit-

gliedschaft besteht. Um klarzustellen, dass das ehrenamtliche Engagement als solches 

schon nach heutiger Rechtslage keine Kirchenmitgliedschaft voraussetzt, wurde Absatz 2 

umformuliert: Grundsätzlich können sich am ehrenamtlichen Engagement alle Menschen 

beteiligten, die an der Erfüllung des kirchlichen Auftrags mitwirken wollen. Lediglich in den 

gesetzlich besonders geregelten Fällen, also insbesondere bei der Mitarbeit in kirchlichen 

Leitungsorganen, bei Beauftragten und im Verkündigungsdienst (Lektor*innen und Prädi-

kant*innen) ist die Kirchenmitgliedschaft erforderlich.   

Der neu formulierte Absatz 3 ergänzt die schon bisher im Entwurf enthaltenen Aussagen 

über die Gleichwertigkeit von ehrenamtlichem und beruflichem Engagement und die sich 

daraus ergebende Dienstgemeinschaft um die Aussagen über die gegenseitige Achtung 

zwischen ehrenamtlich und beruflich Mitarbeitenden, die im ersten Entwurf in einer geson-

derten Regelung innerhalb des Pflichtenkatalogs in Abschnitt 4 des Gesetzes enthalten   

waren. Die Einfügung in einen größeren Zusammenhang erhöht die Plausibilität dieser Re-

gelungen, die vor dem Hintergrund belastender, mit erheblichen persönlichen Verletzungen 

und nachhaltigen Störungen in der Zusammenarbeit verbundener Konflikte in einigen Kir-

chengemeinden und Kirchenkreisen entstanden waren. Gleichzeitig nimmt die Einfügung 

in § 2 auch die durchgehend kritischen Kommentare zu dieser Regelung im Rahmen des 

Stellungnahmeverfahrens auf. Diesen kritischen Stimmen ist insoweit zuzustimmen, als es 

nicht darum gehen kann, unbequeme ehrenamtlich Mitarbeitende auszuschließen. Die 

Sätze 3 und 4 von Absatz 3 sollen in erster Linie Ansatzpunkte für Maßnahmen der Kon-

fliktbearbeitung auf Grund einer Initiative innerhalb einer Körperschaft oder mit Hilfe von 

Aufsichtsinstanzen bieten. Sie ermöglichen nach § 7 Absatz 2 als letztes Mittel zwar auch 

eine Entlassung ehrenamtlich Mitarbeitender, werden aber immer am Verhältnismäßig-

keitsgrundsatz zu messen sein.    

zu § 3: 

Absatz 1 stellt klar, dass das Ehrenamtsgesetz als Rahmengesetz für alle Formen des      

ehrenamtlichen Engagements nur subsidiär gilt, also nur dann, wenn spezielle Gesetze für 

einzelne Bereiche des ehrenamtlichen Engagements keine inhaltsgleichen oder entgegen-

stehenden Regelungen enthalten. Die ursprünglich stärker rechtstechnisch ausgestaltete 

Formulierung von Absatz 1 wurde dabei auf Grund von Anmerkungen im Stellungnahme-

verfahren umgestaltet, ohne den Regelungsinhalt zu verändern.  
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Die subsidiäre Geltung des Ehrenamtsgesetzes hat zur Folge, dass einerseits die speziellen 

Regelungen des Lektoren- und Prädikantengesetzes, die Regelungen des Seelsorgege-

heimnisgesetzes zur Qualifizierung ehrenamtlich Mitarbeitender in der Seelsorge und die 

Regelungen über die Rechtsstellung der Mitglieder kirchlicher Leitungsorgane vom Kirchen-

vorstand bis zur Landessynode den allgemeinen Regelungen des Ehrenamtsgesetzes vor-

gehen. Andererseits eröffnet die Gestaltung des Ehrenamtsgesetzes als Rahmengesetz die 

Möglichkeit, allgemeine Regelungen für das ehrenamtliche Engagement zusammenfassend 

an einer Stelle zu regeln, ohne dass sie in den speziellen Gesetzen für einzelne Bereiche 

des ehrenamtlichen Engagements jeweils wiederholt werden müssen.  

Absatz 2 enthält eine Legaldefinition des ehrenamtlichen Engagements, die den Definitio-

nen in den Ehrenamtsgesetzen anderer Landeskirchen entspricht. Lediglich in Satz 3 wird 

im Blick auf die wachsende Bedeutung eines kurzfristig angelegten Engagements (z.B. Mit-

hilfe bei der Vorbereitung des nächsten Gemeindefestes) näher ausdifferenziert, dass ein 

ehrenamtliches Engagement auf längere Dauer, befristet oder kurzfristig angelegt sein 

kann. Der Verweis auf § 11 in Satz 2, der auf Grund des Stellungnahmeverfahrens umfor-

muliert wurde, stellt klar, dass eine Zahlung von Auslagenersatz, Aufwandsentschädi-   

gungen oder Entschädigungen für Verdienstausfall oder Vertretungskosten der Ehrenamt-

lichkeit eines Engagements nicht entgegensteht.  

Die Kirchenverfassung macht in Artikel 3 Abs. 3 deutlich, dass sich die Vielfalt der Formen 

kirchlichen Lebens nicht auf die überkommenen rechtlich verfassten Formen wie etwa die 

Kirchengemeinden und Kirchenkreise beschränkt, sondern dass zu dieser Vielfalt auch nicht 

rechtlich verfasste Formen wie geistliche Gemeinschaften, Initiativen, Gemeinden für be-

stimmte Personengruppen oder Gemeinden auf Zeit gehören. Absatz 3 eröffnet die Mög-

lichkeit, die Regelungen des Ehrenamtsgesetzes auf der Grundlage einer besonderen, in 

ihrer Form nicht festgelegten Vereinbarung auf diese Formen kirchlichen Lebens anzuwen-

den.  

zu § 4: 

Die Regelungen zum Inhalt des ehrenamtlichen Engagements in den Absätzen 1, 3 und 4 

knüpfen an die Standards 3, 4 und 5 der Standards für das Ehrenamt an. Ähnliche Rege-

lungen finden sich bisher in § 24a Absatz 1 KGO und § 45 Absatz 1 KKO. Gleichwohl wurde 

die Ausführlichkeit der Regelungen im Stellungnahmeverfahren als bürokratisch und 

schwer umsetzbar kritisiert. Außerdem wurde kritisch angemerkt, eine Auftragsklärung 

könne kein einseitiger Vorgang sein, sondern sie müsse als Prozess der gemeinsamen Her-

stellung von Klarheit über den Inhalt des ehrenamtlichen Engagements verstanden wer-

den. Dieser Gedanke wurde in der veränderten Formulierung aufgenommen. Von einer 

Straffung der Assagen in Absatz 1 wurde allerdings abgesehen. Denn die erforderliche 
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Klarheit über den Inhalt eines ehrenamtlichen Engagements lässt sich nur herstellen, wenn 

die genannten Gesichtspunkte zumindest in den Blick genommen werden. Um den Aufwand 

bei der Auftragsklärung in Grenzen zu halten, wurde die Regelung zur schriftlichen Fixie-

rung des Inhalts eines ehrenamtlichen Engagements in Absatz 3 allerdings nicht mehr als 

Soll-, sondern als Kannbestimmung gestaltet. 

Absatz 2 wurde auf Grund des Stellungnahmeverfahrens ebenfalls gestrafft, weil die Aus-

sagen zum Verhältnis zwischen ehrenamtlichem Engagement und Kirchenmitgliedschaft 

nunmehr bereits in § 1 enthalten sind. Der Absatz stellt jetzt nur noch klar, dass durch 

Rechtsvorschriften, also durch Kirchengesetze oder Rechtsverordnungen, Anforderungen 

an die fachliche Qualifikation (z.B. von Lektor*innen oder Prädikant*innen oder von          

ehrenamtlich mit Aufgaben der Seelsorge beauftragten Personen) oder andere persönliche 

Anforderungen (z.B. Begrenzung der Einsatzmöglichkeiten von Personen, die wegen einer 

Sexualstraftat verurteilt wurden; siehe § 4 Absatz 1) an eine Person festgelegt werden 

können, die mit einem ehrenamtlichen Engagement beauftragt werden soll.   

Zu § 5: 

Die Regelungen in Absatz 1 und 2 über die Beschränkung der Tätigkeit von Personen, die 

wegen einer Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung verurteilt wurden, zur Auskunft 

über ein Strafverfahren und über die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses nach 

§ 30a des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) entsprechen weitgehend den bisherigen 

Regelungen in § 24a Absatz 7 KGO und § 45 Absatz 1 KKO in der bis Ende 2022 geltenden 

Fassung. Die Kriterien für den Umfang des Kontakts mit Kindern und Jugendlichen oder 

Volljährigen in Obhutsverhältnissen (Art, Intensität und Dauer) sind dabei ebenso wie bis-

her den entsprechenden, in der Kinder- und Jugendhilfe allgemein bekannten Regelungen 

des § 72a SGB VIII entnommen. 

Neu ist allerdings die Verpflichtung in Absatz 3, vor der Aufnahme einer ehrenamtlichen 

Tätigkeit mit Kindern und Jugendlichen oder mit Volljährigen in Obhutsverhältnissen eine 

Selbstverpflichtungserklärung oder einen Teamvertrag zum Schutz vor sexualisierter      

Gewalt zu unterzeichnen.  

Die Ausführlichkeit der Regelungen zum Schutz vor sexualisierter Gewalt wurde im Stel-

lungnahmeverfahren teilweise kritisiert. Angesichts der hohen Sensibilität des Themas, die 

sich auch längerfristig nicht verändern wird, erscheint es jedoch geboten, an der bisherigen 

Ausführlichkeit der Regelungen festzuhalten. Diese Ausführlichkeit macht auch deutlich, 

dass die Landeskirche konsequent gegen jede Form von sexualisierter Gewalt eintritt.   
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Absatz 4 entspricht der Regelung in § 5 Absatz 2 des Kirchenvorstandsbildungsgesetzes 

(KVBG). Angesichts der aktuellen Herausforderungen durch politische Kräfte, die demo-

kratiefeindliche, antisemitische oder andere einzelne Bevölkerungsgruppen ausgrenzende 

Positionen vertreten, erscheint es über die Tätigkeit im Kirchenvorstand hinaus erforder-

lich, Personen, die derartige Positionen vertreten oder entsprechende Vereinigungen        

unterstützen, generell von der ehrenamtlichen Mitarbeit auszuschließen. Wie in § 5          

Absatz 2 KVBG bezieht sich Absatz 2 zum einen auf Widersprüche zum Auftrag der Kirche 

(Artikel 1 KVerf) und zum anderen auf Widersprüche zu den in der Kirchenverfassung be-

schriebenen Grundsätzen der kirchlichen Ordnung. Im Blick sind dabei folgende Aussagen 

der Kirchenverfassung:  

− die Aussagen über gleichberechtigte Teilhabe (Artikel 2 KVerf),  

− die Aussagen über die Zeugnis- und Dienstgemeinschaft aller Formen kirchlichen         

Lebens (Artikel 3 Absatz 4 KVerf), 

− die Aussagen über die ökumenische Gemeinschaft der Christenheit (Artikel 4 Absatz 4 

KVerf),  

− die Aussagen über die Verbundenheit mit dem jüdischen Volk und die Absage an jede 

Form von Judenfeindlichkeit (Artikel 4 Absatz 5 Kverf), 

− die Aussagen über die Begegnung und den Dialog mit anderen Religionen und mit Welt-

anschauungen (Artikel 4 Absatz 6 KVerf),  

− die Aussagen über die eine offene und solidarische Gesellschaft und den auf der Ach-

tung der Menschenwürde und der Menschenrechte gründenden freiheitlichen, demo-

kratischen und sozialen Rechtsstaat (Artikel 5 Absatz 1 Kverf),  

− die Aussagen über den Öffentlichkeitsauftrag der Kirche (Artikel 5 Absatz 2 KVerf) und 

− die Aussagen über das allgemeine Priestertum aller Getauften (Artikel 11 Absatz 1    

KVerf).  

zu § 6: 

§ 6 knüpft teilweise an Standard 5 der Standards für das Ehrenamt und an § 24a Absatz 2 

KGO bzw. § 45 Absatz 2 KKO in der bis Ende 2022 geltenden Fassung an. Die Regelungen 

in Absatz 1 stellen klar, dass ein ehrenamtliches Engagement grundsätzlich einer Beauf-

tragung durch das Leitungsorgan der beauftragenden Körperschaft bedarf. Die kontroverse 

Diskussion im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens hat noch einmal zusätzlich deutlich 

gemacht, wie wichtig eine erkennbare Beauftragung ist, damit Klarheit darüber besteht, 

auf welche Rechte sich ehrenamtlich Mitarbeitende berufen können und welche Pflichten 

sie haben. Mit Rücksicht auf die kritischen Stimmen im Stellungnahmeverfahren, die be-

fürchteten, jede Beauftragung setze künftig einen förmlichen Beschluss des zuständigen 
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Leitungsorgans und eine schriftliche Fixierung der Beauftragung voraus, wurde Absatz 1 

gleichwohl überarbeitet. Die gefundenen Formulierungen sollen noch deutlicher hervorhe-

ben, dass auch einzelne das Leitungsorgan vertretende Personen eine Beauftragung aus-

sprechen können und dass eine Beauftragung insbesondere bei kurzfristigen Formen des 

Engagements (z.B. Mithilfe bei einer Gemeindeveranstaltung) auch durch sog. schlüssiges 

Handeln zustande kommen kann.  

Auch die Regelungen zur Einführung in Absatz 2, die im ersten Entwurf bei längerfristigen 

Beauftragungen generell die Einführung in einem Gottesdienst vorsahen, wurden auf Grund 

des kritischen Echos im Stellungnahmeverfahren überarbeitet. Die jetzt gefundenen For-

mulierungen halten an dem Grundgedanken einer sichtbaren Form der Beauftragung mit 

Gebet und Segen fest, lassen aber größeren Spielraum, um auf die Besonderheiten des 

jeweiligen Arbeitsbereichs und die Erwartungen der betroffenen Personen eingehen zu kön-

nen. .  

zu § 7: 

Die Regelungen zur Beendigung eines Engagements in den Absätzen 1 und 3 knüpfen an 

die Standards 11 und 12 der Standards für das Ehrenamt und an § 24a Absatz 3 KGO bzw. 

§ 45 Absatz 3 KKO in der bis Ende 2022 geltenden Fassung an. Sie wurden auf Grund des 

Stellungnahmeverfahrens entsprechend den Veränderungen in § 6 überarbeitet.    

 

Absatz 2, der gegenüber dem ersten Entwurf redaktionell überarbeitet wurde, enthält eine 

ausdrückliche Ermächtigung für die beauftragende kirchliche Körperschaft, ein ehrenamt-

liches Engagement zu beenden, wenn ein Grund vorliegt, der zum Ausschluss einer Beauf-

tragung führen würde (siehe die Begründung zu § 5 Absatz 2 und 4). Die Pflichten im Sinne 

von § 5 Absatz 2 können sich aus den §§ 2 Absatz 3 Satz 4, 13 und 14 dieses Gesetzes, 

aber auch aus anderen Rechtsvorschriften ergeben. Die speziellen Regelungen über die 

Entlassung von Mitgliedern eines Leitungsorgans, beispielsweise § 22 Absatz 2 KVBG für 

die Entlassung von Mitgliedern eines Kirchenvorstandes, gehen der allgemeinen Regelung 

des § 7 Absatz 2 allerdings vor (siehe § 3 Absatz 1).   

Im Stellungnahmeverfahren wurde kontrovers über eine weitergehende Differenzierung 

der Regelungen in Absatz 4 zur Bescheinigung über Art, Dauer und Umfang eines ehren-

amtlichen Engagements diskutiert, vor allem im Blick auf junge Menschen, die ggf. eine 

qualifizierte Bescheinigung über ihr Engagement für Bewerbungen benötigen. Auf eine sol-

che Differenzierung im Gesetzestext soll jedoch verzichtet werden. Die Formulierung von 

Absatz 4 lässt genügend Spielraum, um auf besondere Bedarfslagen eingehen zu können.   
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Zu § 8: 

§ 8 wurde auf Grund des Stellungnahmeverfahrens in den Gesetzentwurf eingefügt. Anlass 

waren kritische Stimmen, die angemerkt hatten, der Gesetzentwurf sehe zwar umfangrei-

che Pflichten vor, die ehrenamtlich Mitarbeitende beachten müssten, damit andere Perso-

nen vor sexualisierter Gewalt geschützt werden. Andererseits fehle es aber an Regelungen, 

die ehrenamtlich Mitarbeitende vor sexualisierter Gewalt schützen, wenn diese Gewalt von 

anderen Personen ausgeht.  

Diese Kritik war Anlass, über eine allgemeine Verpflichtung zum Schutz ehrenamtlich Mit-

arbeitender vor missbräuchlichen Behinderungen ihres Engagements und gegenüber un-

gerechtfertigten Angriffen auf ihre Person nachzudenken. Ausgangspunkt war dabei Artikel 

13 Absatz 1 der Kirchenverfassung, der die Landeskirche und alle anderen kirchlichen Kör-

perschaften verpflichtet, ihre Mitarbeitenden, auch die ehrenamtlichen, in ihrem Dienst zu 

schützen und zu fördern. Die weiteren Formulierungen einschließlich der Konkretisierungen 

in Bezug auf den Schutz vor politisch motivierten Angriffen und vor sexualisierter Gewalt 

lehnen sich an ähnliche Regelungen im Dienstrecht der Pfarrpersonen und Kirchenbe-

amt*innen an. Welche Maßnahmen auf Grund der Verpflichtung zu Schutz und Förderung 

jeweils erforderlich sein können, richtet sich nach den Umständen des Einzelfalls. In vielen 

Fällen wird auf jeden Fall ein Anspruch auf Rechtsberatung bestehen, wie er in § 10 Absatz 

2 geregelt ist. In Fällen, in denen ehrenamtlich Mitarbeitende einen Anspruch auf Unter-

lassung beleidigender Äußerungen geltend machen oder ein Näherungsverbot erwirken 

mussten, hat die Landeskirche in der Vergangenheit auch die anwaltliche Unterstützung 

bei der Geltendmachung solcher Ansprüche finanziert.    

zu § 9:  

§ 9 knüpft an die Standards 7 und 10 der Standards für das Ehrenamt und an § 24a Absatz 

4 KGO bzw. § 45 Absatz 4 KKO in der bis Ende 2022 geltenden Fassung an. Absatz 1 regelt 

einen Anspruch auf die für ein Engagement erforderlichen Informationen und Unterlagen 

und auf freien Zugang zu den notwendigen Räumen und Arbeitsmitteln. Absatz 2 gibt einen 

organisatorischen Rahmen für einen Austausch, die gegenseitige Beratung und die Betei-

ligung ehrenamtlich Mitarbeitender vor. Mit Beteiligung ist dabei nicht die Beteiligung an 

den Entscheidungen kirchlicher Leitungsorgane, sondern die Einbeziehung in Stellung-  

nahmeprozesse zur Vorbereitung einer Entscheidung gemeint (vgl. Nr. II 2 der landes-

kirchlichen Grundsätze für die Gestaltung von Beteiligungsverfahren; siehe oben unter I.).   

§ 9 ist nach dem Stellungnahmeverfahren weitgehend unverändert geblieben. Die einzige 

Änderung in Absatz 2 geht auf eine konkrete Anregung im Rahmen des Stellungnahme-

verfahrens zurück.  
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zu § 10: 

Anknüpfend an Standard 6 der Standards für das Ehrenamt regelt § 10 den Versicherungs-

schutz  für ehrenamtlich Mitarbeitende (Absatz 1) und einen Anspruch auf Rechtsberatung 

(Absatz 2), wenn ehrenamtlich Mitarbeitenden im Zusammenhang mit ihrem Engagement 

rechtliche Nachteile drohen, z.B. ein Anspruch auf Unterlassung von Äußerungen. Ein       

gesetzlicher Versicherungsschutz gegen Unfälle besteht über die Verwaltungsberufsge-

nossenschaft, und die von der Landeskirche abgeschlossenen Sammelversicherungsver-

träge schützen ehrenamtlich Mitarbeitende vor Ansprüchen Dritter bei Personen- und Sach-

schäden Dritter und bei Vermögensschäden der kirchlichen Körperschaften, die durch die 

Mitglieder kirchlicher Leitungsorgane verursacht wurden. Regelungen zum Umfang der 

Haftung enthält § 15.  

§ 10 wurde auf Grund von Hinweisen aus dem Stellungnahmeverfahren umformuliert. Zu 

berücksichtigen war insbesondere, dass sich häufig erst im Laufe eines Verfahrens heraus-

stellt, ob ehrenamtlich Mitarbeitenden ggf. ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Handeln 

vorzuwerfen ist. Daher ist es sinnvoller, wenn die gesetzlichen Bestimmungen einen Spiel-

raum lassen, der es einer kirchlichen Körperschaft erlaubt, in unklaren Fällen die Kosten 

einer Rechtsberatung zunächst zu übernehmen und ggf. zurückzufordern, wenn sich am 

Ende herausstellt, dass ehrenamtlich Mitarbeitende vorsätzlich oder grob fahrlässig gehan-

delt haben. Zumindest bei vorsätzlichem Handeln wird aber davon auszugehen sein, dass 

eine kirchliche Körperschaft auf Grund der allgemeinen Verpflichtungen zur sparsamen 

Verwaltung kirchlicher Mittel (z.B. § 56 Absatz 2 KGO) zu einer Rückforderung verpflichtet 

ist.  

zu § 11: 

Absatz 1 regelt den Anspruch auf Ersatz von Auslagen, die im Zusammenhang mit einem 

ehrenamtlichen Engagement entstehen. Gemeint sind damit z.B. Reisekosten im Rahmen 

der landeskirchlichen Reisekostenbestimmungen, Telefon- oder Portokosten oder Auslagen 

für Bastel- oder Büromaterial. Die Notwendigkeit der Auslagen wird dabei vorausgesetzt. 

Die Regelung knüpft an Standard 6 der Standards für das Ehrenamt an und entspricht der 

bisherigen Regelung in § 24a Absatz 5 KGO bzw. § 45 Absatz 5 KKO in der bis Ende 2022 

geltenden Fassung.   

Die Regelung in Absatz 2 ist neu. Sie formuliert erstmals einen allgemeinen Anspruch auf 

eine Aufwandsentschädigung, der an die Bestimmungen des staatlichen Einkommen-    

steuergesetzes  (EStG) über die Steuerfreiheit von Aufwandsentschädigungen und anderen 

Einnahmen anknüpft. Bereits während der Vorarbeiten an einem Ehrenamtsgesetz bestand 
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weitgehend Einvernehmen, dass es angezeigt ist, auf eine Regelung über Aufwandsent-

schädigungen für ehrenamtliches Engagement in einer kirchlichen Körperschaft zuzuge-

hen.   

Ein Rückgriff auf die steuerrechtlichen Bestimmungen zur Steuerfreiheit von Aufwandsent-

schädigungen und anderen Einnahmen bietet sich aus mehreren Gründen an: 

− Die einschlägigen Bestimmungen des staatlichen Steuerrechts dienen demselben 

Zweck wie mögliche kirchenrechtliche Regelungen über Aufwandsentschädigungen: Sie 

sollen das ehrenamtliche Engagement fördern und schützen. Unter diesem Gesichts-

punkt erscheint es auch innerkirchlich gerechtfertigt, trotz der grundsätzlichen Unent-

geltlichkeit eines ehrenamtlichen Engagements (§ 2 Absatz 2) Aufwandsentschädi-   

gungen auch für ehrenamtliches Engagement in der Kirche zuzulassen. Aufwandsent-

schädigungen entsprechen der gewachsenen Verantwortung ehrenamtlich Mitarbei-

tender.  

− Außerdem ist daran zu erinnern, dass ehrenamtliches Engagement in der Kirche nach 

§ 1 Absatz 4 als Teil des allgemeinen zivilgesellschaftlichen Engagements betrachtet 

wird. In vielen Bereichen des zivilgesellschaftlichen Engagements sind Aufwandsent-

schädigungen durchaus üblich. Es wäre auf Dauer daher widersprüchlich, wenn sich 

unsere Kirche der Einsicht verschließen würde, dass dieses Engagement in den vom 

Steuerrecht beschriebenen Grenzen auch finanzielle Konsequenzen rechtfertigt.  

− Für die Auslegung und Anwendung der einschlägigen Bestimmungen gibt es leicht zu-

gängliche Hinweise wie insbesondere das Merkblatt des Niedersächsischen Finanzmi-

nisteriums zum Thema Ehrenamt und Einkommensteuer vom 17. November 20211 Er-

gänzend können die Kommentierungen zu den einschlägigen Bestimmungen des Ein-

kommensteuergesetzes oder die Expertise örtlicher Steuerberater*innen herangezogen 

werden.  

− In den bisherigen innerkirchlichen Diskussionen spielten die steuerrechtlichen Bestim-

mungen zur Steuerfreiheit von Aufwandsentschädigungen häufig eine wichtige Rolle; 

das Thema ist vielen Verantwortlichen daher durchaus geläufig. Eine Umsetzung schei-

terte bisher allerdings daran, dass es keine innerkirchliche Rechtsgrundlage gab, die es 

erlaubte, Aufwandsentschädigungen in dem Umfang zuzulassen, wie sie steuerrechtlich 

steuerfrei gestellt waren.  

− Die Bezugnahme auf das staatliche Steuerrecht stellt sicher, dass sich Änderungen des 

staatlichen Steuerrechts unmittelbar auch im kirchlichen Rechtsbereich auswirken. Eine 

ungewollte Steuerpflicht kann also gar nicht erst entstehen.  

 
1 https://www.mf.niedersachsen.de/startseite/themen/steuern/ehrenamt/steuerliche-informationen-fur-ehrenamtliche-

210735.html 
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Im Zusammenhang mit dem ehrenamtlichen Engagement in einer kirchlichen Körperschaft 

kommen grundsätzlich drei Steuerbefreiungstatbestände in Betracht: 

− Leistungen aus öffentlichen Kassen (§ 3 Nr. 12 Satz 2 EStG):  

Steuerfrei sind danach Bezüge, die als Aufwandsentschädigungen aus öffentlichen Kas-

sen an öffentliche Dienste leistende Personen gezahlt werden, soweit nicht festgestellt 

wird, dass sie für Verdienstausfall oder Zeitverlust gewährt werden oder den Aufwand, 

der dem Empfänger erwächst, offenbar übersteigen. Das bereits erwähnte Merkblatt 

des Nds. Finanzministeriums nennt in diesem Zusammenhang u.a. die Mitglieder der 

kommunalen Parlamente, der Freiwilligen Feuerwehren, ehrenamtlich tätige kommu-

nale Beauftragte wie die Gleichstellungsbeauftragten und ausdrücklich auch die Lek-

tor*innen und Prädikant*innen der evangelischen Kirche. In Parallele zu den kommu-

nalen Beauftragten und den Mitgliedern von Kommunalparlamenten könnte unter Be-

zugnahme auf diese Regelung beispielsweise den Mitgliedern oder zumindest den Vor-

sitzenden kirchlicher Leitungsorgane, insbesondere den Vorsitzenden von Kirchenvor-

ständen größerer Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbänden oder Gesamtkir-

chengemeinden, den Vorsitzenden einer Kirchenkreissynode oder den stellvertretenden 

Vorsitzenden eines Kirchenkreisvorstandes während einer Vakanz des Superintenden-

tenamtes, den Beauftragten einer kirchlichen Körperschaft (§ 50 Absatz 1 Nummer 3 

KGO, § 36 KKO) oder ehrenamtlich Mitarbeitenden in leitender Funktion (z.B. in der 

Leitung eines größeren Besuchsdienstes oder einer Tafel) eine Aufwandsentschädigung 

gezahlt werden.  

− Übungsleiterpauschale (§ 3 Nr. 26 EStG): 

Die Steuerfreiheit einer Übungsleiterpauschale, die bis zur Höhe von 3.000 € im Jahr in 

Betracht kommt, setzt eine pädagogische Ausrichtung der Tätigkeit voraus; die beauf-

tragte Person muss also auf andere Menschen durch persönlichen Kontakt Einfluss neh-

men, um auf diese Weise deren geistige und körperliche Fähigkeiten zu entwickeln und 

zu fördern. Als Beispiele werden in dem genannten Merkblatt des Nds. Finanzministe-

riums ausdrücklich Chorleiter*innen und Orchesterdirigent*innen genannt, also auch 

ehrenamtlich tätige Leitungen von Kirchenchören und Posaunenchören.   

− Ehrenamtspauschale (§ 3 Nr. 26a EStG) 

Bis zur Höhe von 840 € im Jahr kommt eine allgemeine Steuerbefreiung für Einnahmen 

aus einer Tätigkeit im gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Bereich in Betracht. 

Wenn diese Grenze nicht überschritten wird, ist diese Steuerbefreiung der einfachste 

Weg, eine Aufwandsentschädigung für ehrenamtliches Engagement zu erreichen. Eine 

andere Steuerbefreiung kann dann allerdings nicht mehr in Anspruch genommen wer-

den.  
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Steuerbefreiungen nach den genannten Befreiungstatbeständen kommen im Prinzip so-

wohl bei selbständigen als auch bei nichtselbständigen Tätigkeiten in Betracht. Bei Ein-

künften aus nichtselbständiger Tätigkeit kann aber u.U. ein Lohnsteuerabzug und im       

Gefolge auch eine Sozialversicherungspflicht erforderlich werden. Außerdem besteht die 

Gefahr, dass Schutzrechte für Arbeitnehmer*innen unterlaufen werden. Daher sieht der 

Gesetzentwurf vor, dass die Möglichkeit zur Gewährung einer Aufwandsentschädigung auf 

selbständige Tätigkeiten (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 EStG) beschränkt bleibt. Die Abgrenzung von 

selbständigen und unselbständigen Tätigkeiten, die auch im Stellungnahmeverfahren     

thematisiert wurde, hängt in Anlehnung an § 611a des Bürgerlichen Gesetzbuches von den 

Gesamtumständen des Einzelfalls ab. Weisungsgebunden ist, wer nicht im Wesentlichen 

frei seine Tätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann. Nach dieser Definition 

liegt u.a. bei Chorleiter*innen, nicht aber bei Organist*innen eine selbständige Tätigkeit 

vor.  

Absatz 3 regelt die Zuständigkeitsverteilung für Regelungen über Aufwandsentschädigun-

gen, die die Rahmenregelung des Absatzes 2 konkretisieren. Um die nötige Transparenz 

dieser Regelungen zu sichern, ist entweder eine allgemeine Regelung durch Rechtsvor-

schriften (Kirchengesetze, Rechtsverordnungen wie z. B. die Lektoren-Entschädigungsver-

ordnung) oder durch Verwaltungsvorschriften (wie z.B. die Regelungen über die Aufwands-

entschädigungen für die Mitglieder der kirchlichen Gerichte) der Landeskirche oder durch 

die Finanzsatzungen der Kirchenkreise vorgesehen. Im Stellungnahmeverfahren wurde      

in diesem Zusammenhang der Wunsch nach einer landeskirchlichen Rechtsverordnung ge-

äußert, die zumindest durch die Festlegung von Höchstsätzen zusätzliche Rechtssicherheit 

schafft.  

Absatz 4 überträgt die Entscheidung über Entschädigungen für den Verdienstausfall und 

für Vertretungskosten der ehrenamtlich tätigen Mitglieder von Leitungsorganen der kirch-

lichen Körperschaften wegen der Unterschiedlichkeit der Verhältnisse auf die jeweiligen 

Leitungsorgane. Als Beispiel für derartige Regelungen wird auf die Regelungen für die Mit-

glieder der Landessynode (Aktenstück Nr. 7A vom 25. Juni 2020 und Aktenstück Nr. 7B 

vom 24. Mai 2021) hingewiesen. Im Stellungnahmeverfahren wurde wegen des damit ver-

bundenen Verwaltungsaufwandes teilweise dafür plädiert, diese Regelung zu streichen. 

Dieses Anliegen soll nicht aufgegriffen werden. Denn für einzelne Personengruppen, bei-

spielsweise für freiberuflich Tätige oder für Personen in der Familienphase, bei denen Kin-

derbetreuungskosten anfallen können, kann das Fehlen von Regelungen über Entschädi-

gungen für den Verdienstausfall oder für Vertretungskosten ein erhebliches Hindernis für 

die Übernahme eines ehrenamtlichen Engagements darstellen.  
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zu § 12: 

§ 12 weist auf die Ehrenamtskarte Niedersachsen/Bremen und auf andere kommunale 

Vergünstigungen für ehrenamtliches Engagement hin. Um die Inanspruchnahme durch    

antragsberechtigte ehrenamtlich Mitarbeitende zu ermöglichen, enthält Absatz 2 eine Soll-

bestimmung, dass die kirchlichen Körperschaften die Voraussetzungen schaffen sollen,    

damit ehrenamtlich Mitarbeitende eine Ehrenamtskarte oder andere Vergünstigungen in 

Anspruch nehmen können. Bei der Ehrenamtskarte Niedersachsen/Bremen ist beispiels-

weise eine Registrierung als teilnehmende Organisation erforderlich. § 12 wurde auf Grund 

des Stellungnahmeverfahrens redaktionell, aber nicht inhaltlich überarbeitet.  

zu § 13:  

§ 13 regelt die Verschwiegenheitspflicht, die bisher in § 23 Absatz 2 und 3 KGO bzw. in      

§ 43 Absatz 2 und 3 KKO in der bis Ende 2022 geltenden Fassung enthalten war.  

Auf Grund von Hinweisen im Stellungnahmeverfahren wurde der Gesetzestext an einzelnen 

Stellen ergänzt: 

− Absatz 1 wurde um die Verpflichtung ergänzt, ehrenamtlich Mitarbeitende zu Beginn 

ihres Engagements in angemessener Weise über ihre Verschwiegenheitspflicht zu in-

formieren. 

− In Absatz 2 wurde klargestellt, dass die sog. Whistleblower-Regelung auch dann gilt, 

wenn beruflich Mitarbeitende ihre Pflichten verletzt haben.  

− Der zusätzlich eingefügte Absatz 3 stellt klar, dass die besonderen Regelungen über 

das Seelsorgegeheimnis bei ehrenamtlich Mitarbeitenden mit einem Seelsorgeauftrag 

durch die Regelungen zur Verschwiegenheitspflicht unberührt bleiben.  

zu § 14: 

§ 14 regelt die Pflichten ehrenamtlich Mitarbeitender, die dem Schutz anderer vor sexua-

lisierter Gewalt dienen sollen. Die Regelungen zum Abstands- und Abstinenzgebot (Absatz 

1) und zur Melde- und Beratungspflicht (Absatz 2) waren bisher in § 24a Absatz 8 und 9 

KGO bzw. in § 45 Absatz 9 und 10 KKO in der bis Ende 2022 geltenden Fassung enthalten. 

Neu ist die Verpflichtung ehrenamtlich Mitarbeitender, alle fünf Jahre erneut ein erweitertes 

Führungszeugnis nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) vorzulegen (Ab-

satz 3). Die Verpflichtung zur Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen zur Prävention 

gegenüber sexualisierter Gewalt für alle ehrenamtlich Mitarbeitenden, die in der Arbeit mit 

Kindern und Jugendlichen oder mit Volljährigen in Obhutsverhältnissen tätig sind oder Lei-

tungsaufnahmen wahrnehmen (Absatz 4), wurde auf Grund eines Beschlusses der Landes-

synode während ihrer Tagung im Juni 2024 in den Gesetzentwurf aufgenommen. Sie war 

bisher in den landeskirchlichen Grundsätzen für die Prävention, Intervention, Hilfe und 
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Aufarbeitung in Fällen sexualisierter Gewalt vom 26. Januar 2021 (Kirchl. Amtsbl. S. 40) 

enthalten und soll nunmehr auf gesetzlicher Ebene geregelt werden. Die landeskirchlichen 

Grundsätze bleiben weiter von Bedeutung, weil sie nähere Regelungen zum Curriculum der 

Fortbildungsveranstaltungen enthalten.  

Auf Grund von Hinweisen aus dem Stellungnahmeverfahren wurden die Regelungen         

gestrafft, damit sie nicht bei jeder Änderung der in Bezug genommenen Bestimmungen 

erneut geändert werden müssen. Ergänzt wurde die Verpflichtung, dem zuständigen Lei-

tungsorgan einen Nachweis über die Teilnahme an einer Fortbildungsveranstaltung zur 

Prävention vorzulegen. Einer gesonderten Regelung über die Rechtsfolgen einer Verweige-

rung der Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen zur Prävention bedarf es nicht. Denn 

wenn eine Verpflichtung zur Teilnahme besteht, stellt die Verweigerung der Teilnahme eine 

Pflichtverletzung dar, die nach § 6 Absatz 2 Nummer 2 ggf. zur Entlassung führen kann.   

zu § 15: 

§ 15 regelt die Haftung ehrenamtlich Mitarbeitender für Schäden, die sie vorsätzlich oder 

grob fahrlässig verursachen. Wenn ein Schaden durch eine Versicherung abgedeckt ist 

(siehe § 9 Absatz 1), beschränkt sich die Haftung auf eine von der Versicherung geforderte 

Selbstbeteiligung. Anders als die bisherigen Haftungsregelungen in § 24a Absatz 6 KGO 

und § 45 Absatz 6 KKO in der bis Ende 2022 geltenden Fassung ist die neue Haftungsre-

gelung nicht mehr als haftungsbeschränkende, sondern – bei gleichzeitiger Beschränkung 

der Haftung auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit - als haftungsbegründende Norm konzi-

piert. Diese Veränderung wurde im Stellungnahmeverfahren kritisiert. Sie ist jedoch erfor-

derlich, weil die neuere staatliche Rechtsprechung an die Formulierung einer haftungs-

begründenden Norm strenge Anforderungen stellt. Die kritischen Einwände aus dem Stel-

lungnahmeverfahren wurden jedoch insoweit aufgenommen, als die veränderte Formulie-

rung die Haftungsbeschränkung deutlicher akzentuiert als der ursprüngliche Entwurf.   

zu § 16: 

§ 16 knüpft an die Standards 2, 9 und 10 der Standards für das Ehrenamt an. Die Formu-

lierungen, die eine Verpflichtung der kirchlichen Körperschaften, aber keinen individuellen 

Anspruch auf Begleitung regeln, sind angelehnt an ähnliche Regelungen in anderen Lan-

deskirchen, einschließlich der Erwartung, dass ehrenamtlich Mitarbeitende bereit sind, die 

Begleitung ihres Engagements anzunehmen. Die fachliche Begleitung umfasst bei Bedarf 

auch die Begleitung in Konflikten. 

Im Stellungnahmeverfahren wurden insbesondere die Regelungen über Jahresgespräche 

in Absatz 2 als nicht realisierbar kritisiert. Die neue Formulierung hebt deutlicher hervor, 

dass als Regelfall der Begleitung lediglich regelmäßige Reflexionsgespräche angeboten 
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werden. Jahresgespräche nach dem entsprechenden landeskirchlichen Standard sollen nur 

dort geführt werden, wo sie in der Konzeption für den jeweiligen Arbeitsbereich vorgesehen 

sind.  

zu § 17: 

Anknüpfend an Standard 8 der Standards für das Ehrenamt regelt § 17 das Recht und die 

Pflicht zur Fortbildung. Außerdem wird die Möglichkeit, Supervision oder Coaching in An-

spruch zu nehmen, nicht mehr auf ehrenamtlich Mitarbeitende in leitender Funktion be-

schränkt. Sie steht grundsätzlich allen ehrenamtlich Mitarbeitenden offen, allerdings unter 

der für alle Interessierten geltenden Voraussetzung, dass Supervision oder Coaching für 

den Dienst erforderlich ist. Außerdem haben sowohl die Landeskirche als auch die Kirchen-

kreise die Möglichkeit, nähere Regelungen zu treffen. 

Die Verpflichtung zur Fortbildung (Absatz 1) wurde im Stellungnahmeverfahren kontrovers 

diskutiert. In den befürwortenden Stimmen wurde jedoch zu Recht darauf hingewiesen, 

dass die für das jeweilige Engagement erforderliche Fortbildung (ggf. einschließlich Super-

vision und Coaching) Teil der Verantwortung ist, die ehrenamtlich Mitarbeitende für die 

Dauer ihres Engagements übernehmen.   

Die Regelungen zur Verpflichtung der beauftragenden Körperschaft, auf Fortbildungsange-

bote und Angebote für Supervision und Coaching hinzuweisen und sich an den Kosten zu 

beteiligen, wurden auf Grund der Hinweise aus dem Stellungnahmeverfahren konkretisiert. 

Ähnlich wie bei beruflich Mitarbeitenden ist nunmehr vorgesehen, dass die beauftragende 

Körperschaft sich bei freiwilligen Veranstaltungen angemessen an den Kosten beteiligt und 

dass sie die Kosten bei verpflichtenden Veranstaltungen vollständig übernimmt.  

zu § 18: 

Anders als die bisherige Kann-Bestimmung (§ 87 KKO i.V.m. § 23 Absatz 6 KKO in der bis 

31.12.2022 geltenden Fassung) sieht der Entwurf vor, die Kirchenkreise künftig zur Be-

stellung von Beauftragten für ehrenamtliches Engagement zu verpflichten. Diese Verpflich-

tung wurde im Stellungnahmeverfahren zwar überwiegend als nicht realisierbar abgelehnt, 

teilweise verbunden mit dem Hinweis, dass es in manchen Kirchenkreisen schon jetzt nicht 

möglich ist, alle vorgesehenen Beauftragungen zu besetzen. Andererseits wurde aber auf 

positive Erfahrungen mit funktionierenden Netzwerken von beruflichen und ehrenamtlichen 

Ehrenamtskoordinator*innen hingewiesen, die erkennbar zur Attraktivität des ehrenamtli-

chen Engagements im Kirchenkreis beitragen. Solche zukunftsweisenden Entwicklungen 

lassen sich nur befördern, wenn die Regelung zur Bestellung von Beauftragten für ehren-

amtliches Engagement mit der erforderlichen Verbindlichkeit ausgestaltet wird.  

 


